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Bgm. Reinthaler eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass von ihm 2 Dringlichkeitsanträge vorlie-
gen und er bringt nachstehende Anträge zur Verlesung: 

1. DA  “Flächenwidmungsplanänderung Trausinger”. Über Antrag des Vorsitzenden wird 
sodann einstimmig durch Hand erheben die Aufnahme und Behandlung unter Punkt 10 
der Tagesordnung beschlossen. 

2. DA  “Information über mögliche Betriebsansiedelung Fa. Benteler”.  Über Antrag des 
Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben die Aufnahme und Behand-
lung unter Punkt 11 der Tagesordnung beschlossen. 

 
ad Punkt 1) 
Der Vorsitzende führt aus, dass das  Budget von Fr.Maierhofer und GS Trausinger erstellt  wurde 
und liegt dieses nach erfolgter Prüfung durch die Bezirkshauptmannschaft zur Beschlussfassung 
vor.  Gleiches gilt für den mittelfristigen Finanzplan bis 2015 und den Dienstpostenplan. 
 

 



2 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 



3 
 
Der mittelfristige Finanzplan sieht wie folgt aus: 

 
 
Zum Voranschlag 2012 gibt Bgm. Reinthaler folgenden Einblick: 
 

„Der Voranschlag für das Finanzjahr 2012 weist im 
 

 ORDENTLICHEN HAUSHALT 
bei  

EINNAHMEN von ca.     1.965.600 Euro und 
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AUSGABEN von ca.          2.137.400 Euro einen 
ABGANG von ca.         171.800 Euro   aus. 

im 
AUSSERORDENTLICHEN HAUSHALT  

stehen 
EINNAHMEN von ca. 63.000,- Euro 
AUSGABEN von   ca. 39.500,- Euro  

Somit ergibt sich hier ein ÜBERSCHUSS von ca. 23.500,-. 
 
 

Wie aus den angeführten Zahlen ersichtlich ist, wird finanzielle Situation sowohl unserer Ge-
meinde, aber auch vieler anderer Kommunen durch die Eingriffe des Gesetzgebers ins gemeinde-
eigene Steuerwesen bei den Einnahmen (Abschaffung von gemeindeeigenen Steuern) und den 
laufend steigenden Fixausgaben (SHV, KRANKENANSTALTENBEITRAG...) immer schwieri-
ger.  
 
Ein ausgeglichener Haushalt ist nicht mehr möglich und dies wird sich voraussichtlich auch in 
den kommenden Jahren nicht ändern und es soll das kommende Jahr soll sehr schlecht werden. 
 
Im Vergleich dieses vorliegenden Budgets für das Jahr 2012, das wie immer auch heuer von Frau 
Maierhofer und Amtsleiter Trausinger erstellt wurde, mit dem vorangegangen Finanzjahr 2011 
sind keine wesentlichen Änderungen eingetreten und der Fehlbetrag des ordentlichen Haushaltes 
hat sich wieder leicht erhöht. 
 
Die Abgaben an den SHV betragen heuer nahezu die gleiche Summe wie im vorigen Jahr in der 
Höhe von 280.600,- . Gemeinsam mit dem ebenfalls geringfügig gesunkenen Zahlungen an das 
Land für den Krankenanstaltenbeitrag idH von 233.800,- Euro ergibt sich hier eine Summe 
von 514.500,- Euro oder etwas mehr als ein Viertel des Budgets im Ordentlichen Haushalt 
unserer Gemeinde. Nach Erstellung des Voranschlages hat sich ergeben, dass sich der SHV-
Beitrag um € 7.200,-- verringert. 
 
Ab diesem Zeitpunkt ist auch GR Bachmayer anwesend. 
Auch wenn man sich wiederholt, von Gestaltungsfreiheit  in der Gemeinde kann hier auch bei 
sparsamster Verwendung der  Mittel beim besten Willen aufgrund der vom Bund und Land vor-
gegebenen Richtlinien und Zahlungsforderungen nicht mehr gesprochen werden.  
 
Ich möchte hier jedenfalls den unseren Nachbarbürgermeister und Gemeindebundpräsidenten 
von OÖ, Bgm HINGSAMER aus Eggerding hervorheben, der sich wirklich redlich um eine Ver-
besserung dieser Vorgaben für die Gemeinden bemüht. Er kommt ebenfalls aus einer Landge-
meinde und ist mit diesen Problemen vertraut und es gebührt ihm für seinen Einsatz Dank. 
 
Gemeinsam mit meinen Mitarbeitern im Gemeindeamt bemühe ich mich bzw. wir uns, möglichst 
sparsam zu wirtschaften und die  Ausgaben, die aber auch unvorhergesehen kommen und unauf-
schiebbare Maßnahmen erfordern, in Grenzen zu halten.  
 
Ich ersuche daher die Mitglieder des Gemeinderates, den Voranschlägen für das kommende Fi-
nanzjahr 2012 die Zustimmung zu geben.“ 
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Beratung: 
GR Brandstötter spricht hier von einem Standardprogramm und es wird die SPÖ-Fraktion dem 
ordentlichen Haushalt unter Hinweis auf die Erhöhung der Hebesätze nicht zustimmen. Gegen 
den außerordentlichen Haushalt ist nichts einzuwenden bzw. stellt der angeführte Überschuss 
keinen wirklichen Gewinn dar und handelt es sich dabei um eine reine buchhalterische Darstel-
lung und um die Fortschreibung vergangener Jahre und es sieht der Abgang im ordentlichen 
Haushalt nach dem Rechnungsabschluss anders aus. GV Bögl vertritt den Standpunkt, dass be-
züglich des SHV- und Krankenanstaltenbeitrages seitens der Bürgermeister im Bezirk hier Be-
strebungen zur Senkung dieser Beiträge angebracht wären. Bei Gründung des SHV lag der Bei-
trag bei 200.000,-- Schilling und es betont Bgm. Reinthaler, dass im heurigen Jahre eine geringe 
Senkung auf 24,6 % erfolgte. Er führt an dieser Stelle auch die Ausgaben der Jugendwohlfahrt 
und der Mindestsicherung an und es verursachte zum Beispiel eine Familie im Bezirk jährliche 
Kosten von € 300.000,--. Weiters gibt es einen Grundsatzbeschluss zur Errichtung eines neuen 
Pflegeheimes in Eberschwang (Grundsatzbeschluss aus dem Ende der 90-er-Jahre). 40 Personen 
stehen auf der Warteliste und 80 Leute sind auswärts untergebracht. Der Beitrag pro Fall liegt bei 
fast € 800,-- und es führte OAR Reisinger aus, dass es fast keine Selbstzahler mehr gibt. GR 
Brandstötter ist der Ansicht, dass der Bund das Pflegegeld entsprechend erhöhen müsste und er 
spricht von einer demographischen Struktur bzw. müsste im Rahmen des Finanzausgleiches mit 
dem Bund die verpflichtende Pflegeversicherung verhandelt werden. Beim 
Krankenanstaltenbeitrag hat der Bund den eigenen Beitrag gedeckelt und gibt es das Einspa-
rungsprogramm vom Land (Betteneinsparung in einzelnen Spitälern) und er sieht über kurz oder 
lang eine Funktionsunfähigkeit gegeben. Bgm. Reinthaler stellt ergänzend fest, dass im Bezirk 
Grieskirchen der SHV-Beitrag niedriger ausfällt, zumal dort die Strafgelder dem SHV zufließen. 
GR Bachmayer erkundigt sich, warum beim Konto Nebenerlöse Transport Kindergarten keine 
Einnahmen mehr veranschlagt wurden und es erläutert die Schriftführerin, dass hier die Verbu-
chung auf ein anderes Konto gefordert wurde.   
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Hand erheben mit 17 Ja-Stimmen und 2 Ge-
genstimmen der GR Brandstötter und Schnallinger dem ordentlichen Haushalt des Voranschlages 
2012 zugestimmt. 
In der weiteren Abstimmung wird der außerordentliche Haushalt des Voranschlages 2012 ein-
stimmig durch Hand erheben beschlossen. Dem Dienstpostenplan wird ebenfalls einstimmig 
durch Hand erheben zugestimmt und wird der mittelfristige Finanzplan für die Jahre 2012 – 2015 
über Antrag des Vorsitzenden mittels Hand erheben mit 17 Ja-Stimmen und 2 Gegenstimmen der 
GR Brandstötter und Schnallinger beschlossen. 
 
ad Punkt 2) 
Der Vorsitzende erläutert, dass dieser TOP bereits bei der letzten GMR-Sitzung zum Beschluss 
vorgelegen ist. Zum Mietverhältnis  und der damit verbundenen Vorsteuerabzugsberechtigung 
für die Gemeinde wird ausgeführt, dass diese mit Ende 2003 abgelaufen ist. Es sollte hier wie 
auch bei den gemeindeeigenen Sportstätten eine Haftungsvereinbarung zwischen den Vereinen 
abgeschlossen werden.  Überdies würde bei Scheinmietverträgen die Gefahr einer Vorsteuer-
nachforderung durch das Finanzamt bestehen. Bei der Berechnung für die Subvention 2011 ist 
dies ohnehin nicht mehr maßgeblich. Der Gemeindevorstand hat sich bei allen Vereinssubventi-
onen für eine Erhöhung um 5 % ausgesprochen. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben eine Subvention für 
die Pfarrmusik in Höhe von € 3.500,-- beschlossen. 
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ad Punkt 3) 
Bgm. Reinthaler betont, dass es hier um den gegenseitigen Austausch von Geodaten zwischen 
dem Land OÖ und dem OÖ Gemeindebund (Verwendung von Orthofotos, Digitale Kataster-
mappe…) geht. Zur Umsetzung einer seit Oktober 2010 geltenden EU-Richtlinie bzw. des Geo-
dateninfrastrukturgesetzes ist die Erweiterung der Rahmenbedingungen über den Austausch von 
Geodaten mit nachfolgend angeführter Vereinbarung zwischen dem Land OÖ und dem OÖ Ge-
meindebund als Vertreter der Gemeinden notwendig.  
Beratung: 
AL Trausinger erläutert, dass dieser Vertrag ja bereits besteht und es war eine Neufassung erfor-
derlich. Es soll künftig der Flächenwidmungsplan der Gemeinde auf der Landeshomepage er-
sichtlich gemacht werden. Auch wird das Gemeindestraßenverzeichnis vom Land geregelt. GR 
Brandstötter gibt zu verstehen, dass bei Neuvergaben Kanal- und Wasserbau bei den Auftrags-
vergaben die digitale Ausführung inkludiert ist. Bgm. Reinthaler verweist hier auf Punkt 9 der 
Vereinbarung, wonach keine Kosten verrechnet werden. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Hand erheben mit 18 Ja-Stimmen und 1 
Stimmenthaltung durch GR Schnallinger die Erweiterung der Rahmenvereinbarung über den 
Austausch von Geodaten wie folgt beschlossen. 
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ad Punkt 4) 
Bgm. Reinthaler stellt fest, dass der Auftrag mit einer Summe von € 55.930,- in der letzten 
GMR-Sitzung an die Fa.MÜNZER , Gleisdorf vergeben wurde. Jetzt liegt eben der Vertrag über 
diesen Auftrag vor und ist dieser entsprechend zu beschließen. Ausführungszeitraum der Arbei-
ten voraussichtlich von Jänner bis 31.07.2012. 
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Beratung: 
GS Trausinger erläutert, dass es sich hier um eine idente Textierung wie in der Marktgemeinde 
St. Martin handelt und es ist dies ein Standardvertrag. Zur Anfrage von GR Gottfried wird auf 
eine Länge von 11 km bzw. den Umstand, dass bisher noch keine Überprüfung stattfand, verwie-
sen. GS Trausinger führt weiters aus, dass das Arch.Büro Pillichshammer/Hitzfelder im Jänner 
mit den Vorbereitungsarbeiten beginnt. GR Bachmayer erkundigt sich nach den Erfahrungen in 
der Gemeinde St. Martin und es wird auf die baugleiche Ausführung wie in Ort verwiesen und es 
ist auch dort einiges zum Vorschein gekommen. In Ort wurde mit der Planung des ersten Bauab-
schnittes 1956/57 begonnen. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Werk-
vertrag beschlossen. 

 
ad Punkt 5) 
Bgm. Reinthaler führt aus, dass der Gemeinde vom BAV die Möglichkeit gegeben wurde, dass 
die Abrechnung bereits ab Jänner 2012 und nicht erst ab Juli 2012 über den Verband erfolgen 
könnte. Da der Vertrag mit Herrn Alois Egger und der Gemeinde Ort noch bis dahin, sprich Ende 
Juni läuft, ist es notwendig, einen Beschluss zu fassen, dass die Gemeinde Ort eben bereits vor-
zeitig der „Bezirkslösung“ beitritt und die Verrechnung über den BAV erfolgt. Durch diese Lö-
sung verringern sich die Kosten von € 8.400,-- (2011) und € 8.600,-- (2010) auf € 7.200,-- jähr-
lich und es ist Herr Egger mit dieser Lösung einverstanden. Mit den Mengen des Grün- und 
Strauchschnittes liegt die Gemeinde Ort an 2. Stelle des Bezirkes (160 kg/Einwohner) und es 
errechnet sich ein Gewichtungsfaktor von 1,5, was € 6,-- pro Einwohner entspricht. GR Bach-
mayer könnte sich vorstellen, dass von den Leuten zu viel aufgeschrieben wird und es betont GR 
Brandstötter, dass sich bei der Direktanlieferung zur Kompostieranlage Egger nichts ändert. Der 
Vorsitzende erläutert weiters, dass künftig auch die Rechnungslegung für die Restmüllentsor-
gung über den BAV geplant wäre und es soll somit praktisch alles in eine Hand kommen. Das 
neue Auto der Fa. Frauscher verursachte Kosten von € 280.000,-- und es liegen die Kosten für 
das Waschen der Biotonnen bei € 0,90 pro Biotonne und es bedarf hier noch weiterer Verhand-
lungen. Jedenfalls steigt der Biomüll und es ist ein entsprechender Rückgang beim Restmüll 
festzustellen. Zum Madenproblem wird auf den zusätzlichen Deckel mit Kosten von € 10,-- ver-
wiesen. VizeBgm. Flotzinger ist der Meinung, dass dies alles zu schnell gegangen ist und diese 
Sache nicht durchdacht war. Ergänzend wird vom Bürgermeister ausgeführt, dass die Abfuhr der 
Papiertonne ab dem kommenden Jahr an 2 Tagen geplant ist und es kann dies seiner Meinung 
nach nicht der Fall sein bzw. hat er diesbezüglich schon mit Herrn Schnellinger von der Fa. 
Frauscher Verbindung aufgenommen.  
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben der vorzeitige Bei-
tritt zur Bezirkslösung und der Auslauf des Kompostiervertrages mit Herrn Alois Egger per 
1.1.2012 beschlossen. GS Trausinger verweist auf den bestehenden Vertrag mit Herrn Egger und 
es bedarf der Abklärung hinsichtlich der Kündigungsfristen.  
 
ad Punkt 7) 
Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat darüber, dass die Gemeinde Ort vom Land Oö auf-
gefordert wurde, die Abfallgebührenordnung nach den Bestimmungen des Finanzausgleichsge-
setzes 2008 und dem AWG zu erlassen und es ist dieser Beschluss nach erfolgter Prüfung durch 
die Direktion IKD herbeizuführen. Er bringt sodann nachstehende Verordnung zur Verlesung: 
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V E R O R D N U N G 
 
des Gemeinderates der Gemeinde Ort im Innkreis vom 15. Dezember 2011, mit der eine Abfall-
gebührenordnung erlassen wird. 
Auf Grund des § 15 Abs. 3 Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2008, BGBl. Nr. 103/2007 und des 
§ 18 des OÖ. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009, LGBl. Nr. 71/2009 i.d.g.F. wird verordnet: 
 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

 
Für die Sammlung und Behandlung von Siedlungsabfällen ist eine Abfallgebühr zu entrichten. 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
Für die laut Abfallordnung vorgesehene Abholung der Hausabfälle und haushaltsähnlichen Ge-
werbeabfälle  sowie Biotonnenabfälle ist folgende Gebühr zu entrichten: 

a) je Abfalltonne mit 90 Liter Inhalt  inkl. Biotonne pro Abfuhr  € 10,-- 
b) je Abfalltonne mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne pro Abfuhr  €   9,-- 
c) je Container mit 800 Liter Inhalt pro Abfuhr    € 91,50 
d) je Abfallsack mit 90 Liter Inhalt       €   9,--  

zusätzlich Gebühr für den Sack 
e) Grundgebühr je Haushalt und Jahr      € 10,-- 
f) zusätzliches Sesomittel pro Packung      €   4,80 

 
 

§ 3 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist  der Liegenschaftseigentümer, im Falle des Bestehens von Baurechten der 
Bauberechtigte. 
 

§ 4 
Beginn der Gebührenpflicht 

 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebühr nach § 2 beginnt mit Anfang des Monats, in dem 
die Sammlung von Abfällen von den jeweiligen Liegenschaften erstmals stattfindet. 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 
1. Die Gebühren nach § 2 sind halbjährlich, und zwar am 15.5. und 15.11. eines jeden Jahres 

zur Zahlung fällig. 
2. Die Gebühren für Müllsäcke und Einzelentleerungen sind bei der Abholung am Gemeinde-

amt zu entrichten. 
3. Die Rücknahme nicht verbrauchter Wertmarken gem. § 2 erfolgt zwischen dem 15. Dezem-

ber und 15. Jänner am Gemeindeamt. 
 

§ 6 
Umsatzsteuer 
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Die Gebühren nach § 2 beinhalten die gesetzliche Umsatzsteuer. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Die Rechtswirksamkeit dieser Abfallgebührenordnung beginnt mit dem auf den Ablauf der 
Kundmachungsfrist folgenden Tag; gleichzeitig tritt die Abfallgebührenordnung vom 10. April 
2000 in der Fassung der Abänderungsverordnung vom 1. Juni 2006 außer Kraft. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Hand erheben mit 17 Ja-Stimmen und 2 Ge-
genstimmen der GR Brandstötter und Schnallinger vorstehende Abfallgebührenordnung be-
schlossen. 
 
ad Punkt 7) 
Nachfolgender Prüfbericht der BH Ried zum Nachtragsvoranschlages 2011 ist laut Ausführung 
des Bürgermeisters zur Kenntnis zu nehmen. 
Beratung: 
GR Sinzinger führt hier einzelne Umbuchungen an und stellt fest, dass die Abfallgebühr seines 
Wissens ja inzwischen kostendeckend ist und es erläutert die Schriftführerin zum angeführten 
Schreiben der OÖ. Landesregierung, dass sich dieses auf den Rechnungsabschluss 2010 bezieht. 
Bgm. Reinthaler betont, dass für die Löschwasserversorgung der Beitrag des Landesfeuerwehr-
kommandos angewiesen wurde. Nach Ansicht von GR Brandstötter beweisen diese Ausführun-
gen, wie wichtig diese Aufsichtsorgane sind. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben nachstehender Prü-
fungsbericht zum Nachtragsvoranschlag 2011 zur Kenntnis genommen. 
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ad Punkt 8) 
Obmann Brandstötter bringt nachstehenden Bericht über die am 17.11.2011 abgehaltene 
Prüfungsausschusssitzung zur Verlesung. 
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Beratung: 
Obmann Brandstötter führt die Kostenerhöhung beim Diesel rein auf die Erhöhung des Diesel-
preises zurück und er verweist auf die seit 2 Jahren bestehende Diskussion und die Anregung, 
dass nicht alle Fahrten mit dem großen Traktor durchgeführt werden müssten und wurde die An-
schaffung eines zusätzlichen Fahrzeuges angesprochen. Weiters stellt er fest, dass sich die flä-
chendeckende Einführung der Biotonne rechnet. Für GV Bögl wäre bei einem Traktor ab 10.000 
Betriebsstunden eine Grundsatzentscheidung notwendig und langfristig wird ein Tausch unum-
gänglich sein. GR Brandstötter verweist dazu auf das BZ-Gespräch im nächsten Jahr und es soll 
dieses Problem dabei angesprochen werden. Der Vorsitzende erklärt, dass er sich schon längere 
Zeit mit der Anschaffung eines Pritschenwagens beschäftigte, zumal seiner Meinung nach nicht 
jeder Kilometer mit dem Traktor gefahren werden müsste. Er spricht ein Fahrzeug wie bei Herrn 
Freilinger Klaus (mit kleinem Kran) an. Natürlich stellt sich auch die Frage des Unterstandes. 
GR Wiesner sieht hier nur zusätzliche Instandhaltungskosten gegeben und er tritt eher für einen 
Unimog ein. In Eggerding war der Unimog billiger als ein Traktor. GR Markl betont, dass VB 
Wagner damit arbeiten muss, wenngleich vom Umweltgedanken her in Unimog besser wäre. GR 
Wagner verweist auf den Lagerplatz beim Tischler in Aichberg und es ist das Material dort in 
Stapelboxen gelagert. Der Vorsitzende führt weiters aus, dass er auch mit der Straßenmeisterei 
wegen ausgedienter Fahrzeuge Verbindung aufnahm. Jedoch ist ein solcher Ankauf nicht mehr 
möglich. GR Koppelstätter könnte sich bei einer Fahrt nach Ried vorstellen, dass man sich hier 
von einer Nachbargemeinde ein Fahrzeug ausleiht. Dazu verweist Bgm. Reinthaler auf seine 
Umfrage bei anderen Gemeinden wegen vorhandener Geräte und es haben nur die Gemeinden 
Eggerding, Mörschwang und St. Georgen geantwortet. GS Trausinger verweist auf die Reaktion 
der Gemeinde Reichersberg hinsichtlich des Ankaufes eines Gerätes zum Schneestangensetzen 
(Kosten zwischen € 6.000,-- und € 11.000,--). Zur Anfrage von GR Bachmayer wird erläutert, 
dass beim Gehweg Osternach noch nicht alle Kosten bekannt sind. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Prü-
fungsbericht vom 17.11.2011 zur Kenntnis genommen. 
 
ad Punkt 9) 
Bgm. Reinthaler betont, dass hier im GV eventuell die Verwendung für Spielgerätean-
kauf/sanierung am Spielplatz in Osternach angesprochen wurde. VizeBgm. Flotzinger verweist 
dazu auf die Beratung bei der Fraktionssitzung und es sprach sich die ÖVP-Fraktion für die 
Spende an die Pfarrmusik für die Bekleidung der Jungmusiker aus. Für GR Brandstötter ist dies 
vertretbar und es sind die Finanzen der Pfarrmusik laut der letzten Aufstellung nicht so gesegnet. 
GV Bögl stellt fest, dass man theoretisch das Geld so wie im Vorjahr auf das Sparbuch legen 
könnte, andererseits ist die Musik knapp bei Kasse. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben die Spende des Sit-
zungsgeldes des heurigen Jahres für die Bekleidung der Jungmusiker beschlossen. 
 
ad Punkt 10) 
Der Vorsitzende erläutert, dass die Ehegatten Markus u. Sabine Trausinger, Ort 142 mit Schrei-
ben vom 14.12.2011 ein Ansuchen um Flächenwidmungsplanänderung im Bereich der Parzelle 
37/9 von derzeit Trenngrün in Wohngebiet eingebracht haben. Das Straßengrundstück ist fälsch-
licherweise als Trenngrün ausgewiesen bzw. war das Grundstück zum Zeitpunkt des Kaufes der 
Straßengrundparzelle 37/9 als Wohngebiet ausgewiesen. Dieses Grundstück wurde für einen Zu-
bau zum Wohnhaus angekauft und soll im Frühjahr 2012 mit den Bauarbeiten begonnen werden. 
Da es sich hier offensichtlich um einen Planungsfehler handelt, wird um kostenfreie Richtigstel-
lung des Flächenwidmungsplanes ersucht. 



27 
 
 

 
 
Beratung: 
GS Trausinger erklärt, dass diese Parzelle ursprünglich als Zufahrt zur Fa. Gruber & Schlager 
vorgesehen wurde und hat sein Sohn 2004 diese öffentliche Straße gekauft. Damals war dieser 
Bereich fälschlich als Wohngebiet dargestellt und wurde bei der Überarbeitung 2005 die Wid-
mung in Trenngrün geändert. GR Brandstötter sieht in dieser Umwidmung kein Problem gege-
ben. VizeBgm. Flotzinger kommt in diesem Zusammenhang auf den Kanaldeckel der WG 
Traxlham zu sprechen. Es wurde dieser Umstand beim Verkauf übersehen und kein Servitut ein-
getragen. Nach Aussage von GS Trausinger stört dieser Schacht derzeit nicht und er spricht von 
einer seinerzeitigen linken Partie der WG Traxlham und er will sich darüber nicht mehr äußern. 
Jedenfalls ist das Bauvorhaben durch die Wasserleitung nicht gefährdet bzw. stört diese Leitung 
nicht. Außerdem ist eine Vereinbarung zur Verlegung geplant. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben die Einleitung des 
Flächenwidmungsplanverfahrens von derzeit Trenngrün in Wohngebiet für die Parzelle Nr. 37/9 
beschlossen, zumal dieser Bereich laut Arch. Schmitzberger zur korrigieren ist. 
 
ad Punkt 11) 
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Fa. Benteler SGL Composite Technology GmbH eine 
weltweit bekannt innovative und aufstrebende Autozulieferfirma mit hochwertigen Arbeitsplät-
zen (zumindest 60 am neuen Betriebsstandort) vorwiegend im Faserverbundwerkstoff-Leichtbau 
(Carbon u. Kunststoff) ist. Die Firma beschäftigt sich mit der Erzeugung von Zulieferteilen für 
die Automobilindustrie. Sie beabsichtigt im ersten Halbjahr 2012 die Errichtung einer neuen 
Produktionsstätte. Die Gemeinde Ort ist neben einem Standort jenseits des Inns  in der engeren 
Wahl als mögliche Standortgemeinde. Seitens des Landes gibt es auch Bestrebungen zur Haltung 
im Land und es erfolgte auch bereits eine Kontaktnahme mit der TMG. Am 14.12.2011 fand ein 
aufschlussreiches Gespräch zwischen der Fa. Benteler, der TMG und der Gemeinde Ort statt, wo 
einerseits eine enorme Dringlichkeit seitens des Interessenten bekundet wurde und andererseits 
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von der TMG das Bekenntnis der möglichen Standortgemeinde Ort i.I. zum Projekt eingefordert 
wird. Bereits für 10.1.2012 ist ein Gesprächstermin bei Herrn LR Sigl in Linz zu diesem Projekt 
anberaumt. Nach diesem Termin fällt die endgültige Standortentscheidung. In Vorbereitung die-
ses „Schlüsselgespräches“ unterstreicht Bgm. Reinthaler die Wichtigkeit des Projektes für die 
Gemeinde Ort i.I. als einerseits zusätzliche Kommunalsteuereinnahmequelle und andererseits die 
für die Bevölkerung zusätzlich entstehenden Arbeitsplätze. Aus diesem Grunde wird um eine 
entsprechende Willensäußerung des Gemeinderates ersucht, weil das Ergebnis der Vorsprache 
am 10.1.2012 auch viel vom Willen und Engagement der Gemeinde Ort abhängen wird. 
Beratung: 
GR Schrattenecker als Vertreter der Fa. Benteler erläutert, dass seit Monaten ein neuer Betriebs-
standort gesucht wird. Die Betriebsstätte wird ca. 60 Arbeitsplätze schaffen und das erwartete 
LKW-Verkehrsaufkommen beträgt 6 bis 15 LKW`s täglich. Er erläutert sodann die geplante 
Baumaßnahme der Fa. Benteler auf den Grundstücken 26/2 und 26/3 (43.000 m²). In der 1. Aus-
baustufe sind 7.500 m² vorgesehen und soll die Fläche auf 12.000 m² erweitert werden. Baube-
ginn soll Ende Februar sein. Die Situierung des Betriebes ist in der Mitte des Grundstückes ge-
plant damit noch Erweiterungsmöglichkeiten offen bleiben. Bgm. Reinthaler verweist auf die 
entsprechenden Gespräche mit den Behörden und Energieträgern. Zur Fa. Benteler verweist GR 
Schrattenecker auf 40.000 Mitarbeiter in 76 Standorten und es sollen im nächsten Jahr noch 20 
dazu kommen. Es ist die Fa. Benteler das einzige Werk, welches Glasfaser bearbeiten und soll 
der Betrieb in Ried im nächsten Jahr aufgestockt werden. GR Ing. Badergruber führt hier die 
indirekte Beteiligung der Fa. BMW an. Für GR Brandstötter dürfte es auch von der Widmung her 
hier keine Probleme geben und man muss als Gemeinde dies grundsätzlich voll begrüßen. Zumal 
die Gemeinde Reichersberg eine Erweiterung des Betriebsbaugebietes um 47 ha plant und die 
Gemeinde Ort über 100.000 m² gewidmetes Betriebsbaugebiet verfügt, muss man über eine sol-
che Initiative froh sein. Auch gibt es hier keine Konkurrenz zu bestehenden Betrieben und man 
sollte nach Ansicht von GR Sinzinger hier zugreifen. Sicherlich muss die Gemeinde zuerst Geld 
in die Hand nehmen.  GR Gottfried spricht den Bedarf von Grund der Fa. Huber an und es führt 
GS Trausinger aus, dass für die Erschließung ein Verkehrskonzept notwendig ist, zumal hier ein 
enormen Kostenaufwand ansteht (Straßenbreite sicherlich 6 bis 7 m + Nebenanlagen). Nach An-
sicht von GV Bögl kann man als Gemeinde diesen Betrieb nur befürworten und es sieht GR Sin-
zinger hier eine gute Chance für Ort gegeben. Für GR Brandstötter ist jedenfalls ein Produkti-
onsbetrieb interessanter als eine Logistikfirma. GS Trausinger geht hier etwas mehr ins Detail 
und verweist auf die geforderten schriftlichen Zusagen der Gemeinde hinsichtlich Verkehrssi-
cherheit. Demnach soll der Winterdienst (Räumung und Streuung) von der Gemeinde durchge-
führt werden und soll eine neue Straße binnen 2 Jahren geschaffen werden. Es stellt sich dabei 
die Frage, ob in einem Teilbereich nicht gleich eine neue Straße über die Kettlgründe gebaut 
werden soll. Die Bereitschaft der Volksbank dazu liegt vor. Weiters soll zur Auflassung der Aus-
traße zwischen dem Wohnobjekt Andorfer bis zur Spedition Huber die Zustimmung gegeben 
sein. Dies sieht GS Trausinger auch als Zuckerl für die Anrainer gegeben und es kommt laut 
Aussage von GR Brandstötter damit der Durchzugsverkehr weg. Zur Straßenplanung führt GS 
Trausinger aus, dass hier die konkreten Vorstellungen bei LR Sigl vorgebracht werden sollen und 
es kann dies sicher nicht so schnell bewerkstelligt werden. Weiters besteht seitens der TMG die 
Forderung zur Kostenübernahme für den Lärmschutz, wobei hier im Zuge der Aushubarbeiten 
für das Betriebsgebäude samt Fahrten eine kostengünstige Errichtung eines Erdwalles möglich 
sein müsste. Andererseits musste die Fa. Huber-Transporte seinerzeit den Lärmschutz auch selbst 
errichten. Als Abgangsgemeinde kann ohnehin nur ein Kommunalsteuererlass von 50 % für 3 
Jahre als Gewerbeförderung gewährt werden. Zwecks Klärung des Grundpreises bedarf es noch 
Verhandlungen mit dem Grundbesitzer Gottfried. Nach Ansicht von GR Brandstötter kann man 
dieses Projekt nur vordringlich begrüßen und er sieht eine Chance der Verwirklichung. GV Bögl 
spricht sich für die volle Unterstützung der Gemeinde Ort aus. 
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Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben beschlossen, dass 
die Gemeinde Ort im Innkreis voll hinter dieser Betriebsansiedelung steht. 
GR Markl verabschiedet sich und verlässt den Sitzungssaal. 
 
 
ad Punkt 12) 
Unter Punkt „Allfälliges“ teilt Bgm. Reinthaler mit, dass Herr Alois Egger das Kompostmaterial 
für den Beachvolleyballplatz spendet (Wert € 200,--). – 
Der Vorsitzende führt aus, dass ihm unterstellt wird, dass er im Zuge des Perchtenlaufes das 
Feuerspucken verhinderte. Tatsache ist, dass es diesbezüglich einer Bewilligung der Bezirks-
hauptmannschaft bedarf und es wurde dies im Bescheid angeführt. – 
Weiters kritisiert Bgm. Reinthaler die Behauptung, dass der Theaterverein behindert wird. Tatsa-
che ist, dass sich seit Jahren am 24.12. am Nachmittag der Nationalteam-Spieler Manuel Ort-
lechner mit früheren Kollegen trifft. Der Theaterverein hat seinen Termin verlegt und wollte am 
23.12. die Bühne aufstellen. Diese Vorgangsweise verstehen die Mitglieder des TSV nicht. Au-
ßerdem wird er für eventuelle Unfälle mit Kindern (bedingt durch den Aufbau der Bühne) sicher-
lich keine Haftung übernehmen. GV Bögl führt aus, dass es wahrscheinlich infolge des Todesfal-
les kein Theater geben wird. Andererseits darf die Thematik mit dem 23./24.12. nicht so scharf 
gesehen werden und es wurde mit Obmann Dietrich schon der 26. oder 27.12. für den Bühnen-
aufbau vereinbart. Bgm. Reinthaler sieht den Termin für das Theater ohnehin nicht sehr günstig 
gewählt, zumal gerade zu diesem Zeitpunkt die meisten Vereine die Halle benötigen. Zu diesen 
Unstimmigkeiten stellt GR Brandstötter fest, dass sich damit der Kulturausschuss befassen sollte. 
GV Bögl spricht sich ebenfalls für die Abhaltung einer Kulturausschusssitzung aus. Wenn sich 
dann jemand nicht zu Wort meldet, ist er selbst schuld. GS Trausinger findet auch eine Kultur-
ausschusssitzung für zweckmäßig, zumal dann die Termine direkt angesprochen werden können. 
Dem hält Bgm. Reinthaler entgegen, dass für die Erstellung des Veranstaltungskalenders keine 
Überschreitungen gegeben waren. GR Sinzinger befürwortet auch ein Zusammensitzen der Ver-
einsobmänner. –  
Bgm. Reinthaler bringt dem GR nachstehendes Schreiben der Fa. Bortenschlager zur Verlesung. 
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Der Vorsitzende verweist dazu auf offensichtlich verschiedene Auslegungen und es führt GS 
Trausinger dazu eine 23-seitige Mängelauflistung einer Fachfirma an und es wurde von einem 
Ziviltechniker auf die lebensbedrohlichen Ausführungen hingewiesen. Er selbst kann auch nicht 
beurteilen, ob dies nun entspricht und er könnte sich folgende Vorgangsweise vorstellen. Es er-
folgt am Tag X eine Überprüfung und es wird mit Datum dokumentiert, dass die Ausführungen 
der ÖNORM entsprechen. GR Ing. Badergruber erkundigt sich, wer der Auftraggeber war 
(Subfirma ?). GS Trausinger erläutert, dass ab dem 2. Bauabschnitt die Regiearbeiten direkt 
durch die Gemeinde vergeben wurden. Für GR Brandstötter spricht nichts gegen die angeführte 
Vorgangsweise, zumal der Gemeinderat hier ohnehin keine Entscheidung treffen kann. – 
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Bgm. Reinthaler verweist auf die Anfrage von GR Mayr bei der letzten GR-Sitzung und es wur-
de von ihm mit Herrn Ing. Wölfle Verbindung aufgenommen und ausgeführt, dass der Rückstau 
im Bereich der Autobahnbrücke nicht geeignet ist. Das Projekt ist jedenfalls einreichfähig. – 
Der Vorsitzende informiert den GR darüber, dass bei der Leitner-Wehr von Herrn Ing. Stollber-
ger die Errichtung eines Kleinkraftwerkes geplant ist. Dabei ist der öffentliche Weg leicht betrof-
fen und soll die Einreichung noch vor Weihnachten erfolgen. – 
GR Wagner informiert den Gemeinderat darüber, dass die Leitner-Brücke wieder enorme Schä-
den aufweist. – 
Bgm. Reinthaler führt aus, dass morgen um 17 Uhr bei der Raiba von den Kindern ein Christ-
baumschmücken im Rahmen der Eröffnung des Adventfensters stattfindet und es ersucht Frau 
Susanne Redhammer als Obfrau des Kulturausschusses um Teilnahme der Mitglieder des Kul-
turausschusses. Der Erlös kommt dem Kindergarten und der Volksschule zu gute. – 
GR Brandstötter spricht ein Schreiben von Landesrätin Hummer hinsichtlich gemeindeübergrei-
fender Krabbelstuben an und es soll dies für künftige Jahre mit den umliegenden Gemeinde ab-
geklärt werden. – 
GR Koppelstätter erkundigt sich nach dem Stand der Verhandlungen bezüglich dem Amtsgebäu-
de und es erkundigt sich Bgm. Reinthaler, ob hier ein 2. Angebot eines Architekten eingeholt 
werden soll. Die Berechnungen von Herrn Arch. Sedelmaier liegen vor. Er erläutert weiters, dass 
er heute bei der Gemeinde Gampern vorbei schaute und es liegen dort die Sanierungskosten zwi-
schenzeitlich bei € 500.000,--, wobei hier keine tragenden Wände zu entfernen waren. Jedenfalls 
glaubt er, dass in Ort mehr Platz zur Verfügung steht und es interessieren hier GR Sinzinger die 
Kosten der früheren Sanierung. Bei Kosten von € 900,-- gibt GR Brandstötter zu verstehen, dass 
hier über ein zweites Angebot nicht länger gesprochen werden muss und es bringt GR Hölzl 
Alexander die Fa. ABH in Andorf ins Gespräch, welche schon mehrmals Gemeindebauten mach-
ten. GR Koppelstätter könnte sich auch Herrn Arch. Mugrauer aus Aurolzmünster vorstellen, 
was jedoch keine Zustimmung erhält. Der GR spricht sich sodann für die Fa. ABH aus. – 
Bgm. bedankt sich am Schluss der Sitzung für die Zusammenarbeit und wünscht allen frohe, 
friedliche Weihnachten sowie viel Glück, Erfolg und Gesundheit für das Jahr 2012. 
 
ad Punkt 13) FRAGESTUNDE 
Es sind keine Zuhörer anwesend. 
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